
Gesetz über den Aufenthalt, die 
Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG)
§ 9a Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU

(1) Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. § 9 Abs. 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, ist die Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU der Niederlassungserlaubnis gleichgestellt.
(2) Einem Ausländer ist eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach Artikel 2 Buchstabe b der 
Richtlinie 2003/109/EG zu erteilen, wenn 

1.
er sich seit fünf Jahren mit Aufenthaltstitel im Bundesgebiet aufhält,

2.
sein Lebensunterhalt und derjenige seiner Angehörigen, denen er Unterhalt zu leisten hat, 
durch feste und regelmäßige Einkünfte gesichert ist,

3.
er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,

4.
er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet verfügt,

5.
Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung der Schwere oder 
der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder der vom Ausländer 
ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Dauer des bisherigen Aufenthalts und dem 
Bestehen von Bindungen im Bundesgebiet nicht entgegenstehen und

6.
er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in familiärer Gemeinschaft 
lebenden Familienangehörigen verfügt.

Für Satz 1 Nr. 3 und 4 gilt § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.
(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Ausländer 

1.
einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzt, der nicht auf Grund des § 23 Abs. 2 erteilt 
wurde, oder eine vergleichbare Rechtsstellung in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union innehat und weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union als international Schutzberechtigter anerkannt 
ist; Gleiches gilt, wenn er einen solchen Titel oder eine solche Rechtsstellung beantragt hat 
und über den Antrag noch nicht abschließend entschieden worden ist,

2.
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union einen Antrag auf Anerkennung als 
international Schutzberechtigter gestellt oder vorübergehenden Schutz im Sinne des § 24 
beantragt hat und über seinen Antrag noch nicht abschließend entschieden worden ist,



3.
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union eine Rechtsstellung besitzt, die der in
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 beschriebenen entspricht,

4.
sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 oder § 17 oder

5.
sich zu einem sonstigen seiner Natur nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, 
insbesondere
a)

auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18, wenn die Befristung der Zustimmung 
der Bundesagentur für Arbeit auf einer Verordnung nach § 42 Abs. 1 bestimmten 
Höchstbeschäftigungsdauer beruht,

b)
wenn die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 8 Abs. 2 ausgeschlossen 
wurde oder

c)
wenn seine Aufenthaltserlaubnis der Herstellung oder Wahrung der familiären 
Lebensgemeinschaft mit einem Ausländer dient, der sich selbst nur zu einem seiner 
Natur nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, und bei einer Aufhebung 
der Lebensgemeinschaft kein eigenständiges Aufenthaltsrecht entstehen würde.



Gesetz über den Aufenthalt, die 
Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG)
§ 9b Anrechnung von Aufenthaltszeiten
(1) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden folgende Zeiten angerechnet:

1.
Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets, in denen der Ausländer einen 
Aufenthaltstitel besaß und
a)

sich wegen einer Entsendung aus beruflichen Gründen im Ausland aufgehalten hat, 
soweit deren Dauer jeweils sechs Monate oder eine von der Ausländerbehörde nach § 
51 Abs. 1 Nr. 7 bestimmte längere Frist nicht überschritten hat, oder

b)
die Zeiten sechs aufeinanderfolgende Monate und innerhalb des in § 9a Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 genannten Zeitraums insgesamt zehn Monate nicht überschreiten,

2.
Zeiten eines früheren Aufenthalts im Bundesgebiet mit Aufenthaltserlaubnis, 
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU, wenn der Ausländer zum 
Zeitpunkt seiner Ausreise im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU war und die Niederlassungserlaubnis oder die Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU allein wegen eines Aufenthalts außerhalb von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder wegen des Erwerbs der Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erloschen ist,
bis zu höchstens vier Jahre,

3.
Zeiten, in denen der Ausländer freizügigkeitsberechtigt war,

4.
Zeiten eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums oder der Berufsausbildung 
im Bundesgebiet zur Hälfte,

5.
bei international Schutzberechtigten der Zeitraum zwischen dem Tag der Beantragung 
internationalen Schutzes und dem Tag der Erteilung eines aufgrund der Zuerkennung 
internationalen Schutzes gewährten Aufenthaltstitels.

Nicht angerechnet werden Zeiten eines Aufenthalts nach § 9a Abs. 3 Nr. 5 und Zeiten des 
Aufenthalts, in denen der Ausländer auch die Voraussetzungen des § 9a Abs. 3 Nr. 3 erfüllte. Zeiten 
eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets unterbrechen den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 nicht, wenn der Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets nicht zum Erlöschen des 
Aufenthaltstitels geführt hat; diese Zeiten werden bei der Bestimmung der Gesamtdauer des 
Aufenthalts nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht angerechnet. In allen übrigen Fällen unterbricht die 
Ausreise aus dem Bundesgebiet den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1.



(2) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Zeiten 
angerechnet, in denen der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt, die von einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilt wurde, wenn sich der Ausländer 

1.
in diesem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union mit einer Blauen Karte EU 
mindestens 18 Monate aufgehalten hat und

2.
bei Antragstellung seit mindestens zwei Jahren als Inhaber der Blauen Karte EU im 
Bundesgebiet aufhält.

Nicht angerechnet werden Zeiten, in denen sich der Ausländer nicht in der Europäischen Union 
aufgehalten hat. Diese Zeiten unterbrechen jedoch den Aufenthalt nach § 9a Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 nicht, wenn sie zwölf aufeinanderfolgende Monate nicht überschreiten und innerhalb des
Zeitraums nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 insgesamt 18 Monate nicht überschreiten. Die 
Sätze 1 bis 3 sind entsprechend auf Familienangehörige des Ausländers anzuwenden, denen eine 
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30 oder 32 erteilt wurde.
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§ 9c Lebensunterhalt
Feste und regelmäßige Einkünfte im Sinne des § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 liegen in der Regel 
vor, wenn 

1.
der Ausländer seine steuerlichen Verpflichtungen erfüllt hat,

2.
der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebender Ehegatte im In- oder 
Ausland Beiträge oder Aufwendungen für eine angemessene Altersversorgung geleistet hat, 
soweit er hieran nicht durch eine körperliche, geistige oder seelische Krankheit oder 
Behinderung gehindert war,

3.
der Ausländer und seine mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebenden Angehörigen gegen das 
Risiko der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit durch die gesetzliche Krankenversicherung 
oder einen im Wesentlichen gleichwertigen, unbefristeten oder sich automatisch 
verlängernden Versicherungsschutz abgesichert sind und

4.
der Ausländer, der seine regelmäßigen Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit bezieht, zu der 
Erwerbstätigkeit berechtigt ist und auch über die anderen dafür erforderlichen Erlaubnisse 
verfügt.

Bei Ehegatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, genügt es, wenn die Voraussetzung nach 
Satz 1 Nr. 4 durch einen Ehegatten erfüllt wird. Als Beiträge oder Aufwendungen, die nach Satz 1 
Nr. 2 erforderlich sind, werden keine höheren Beiträge oder Aufwendungen verlangt, als es in § 9 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 vorgesehen ist.
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§ 38a Aufenthaltserlaubnis für in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
langfristig Aufenthaltsberechtigte
(1) Einem Ausländer, der in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union die 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten innehat, wird eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt, wenn er sich länger als 90 Tage im Bundesgebiet aufhalten will. § 8 Abs. 2 ist nicht 
anzuwenden.
(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Ausländer, die 

1.
von einem Dienstleistungserbringer im Rahmen einer grenzüberschreitenden 
Dienstleistungserbringung entsandt werden,

2.
sonst grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen wollen oder

3.
sich zur Ausübung einer Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer im Bundesgebiet aufhalten 
oder im Bundesgebiet eine Tätigkeit als Grenzarbeitnehmer aufnehmen wollen.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, wenn die Bundesagentur
für Arbeit der Ausübung der Beschäftigung nach § 39 Absatz 2 zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 oder durch zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die 
Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer selbständigen Tätigkeit, wenn die in § 21 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Wird der Aufenthaltstitel nach Absatz 1 für ein Studium 
oder für sonstige Ausbildungszwecke erteilt, sind die §§ 16 und 17 entsprechend anzuwenden. In 
den Fällen des § 17 wird der Aufenthaltstitel ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt.
(4) Eine nach Absatz 1 erteilte Aufenthaltserlaubnis darf nur für höchstens zwölf Monate mit einer 
Nebenbestimmung nach § 39 Abs. 4 versehen werden. Der in Satz 1 genannte Zeitraum beginnt mit 
der erstmaligen Erlaubnis einer Beschäftigung bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach 
Absatz 1. Nach Ablauf dieses Zeitraums berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit.
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